
STAATLICHE BEIHILFE

Aufforderung zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag zur Beihilfe
C 53/2000 (ex NN 38/2000) � Mines et Potasses d’Alsace (MDPA)

(2001/C 37/05)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Mit Schreiben vom 10. Oktober 2000, das nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung abgedruckt ist,
hat die Kommission Frankreich ihren Beschluss mitgeteilt, wegen der vorerwähnten Beihilfen das Verfahren
nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten.

Die Kommission fordert alle Beteiligten zur Stellungnahme innerhalb eines Monats nach dem Datum dieser
Veröffentlichung an folgende Anschrift auf:

Europäische Kommission,
Generaldirektion für Wettbewerb,
Direktion für Staatliche Beihilfen II,
Rue de la Loi/Wetstraat 200
B-1049 Brüssel
Fax: (32-2) 296 95 80.

Alle Stellungnahmen werden Frankreich übermittelt. Jeder, der eine Stellungnahme abgibt, kann unter
Angaben von Gründen schriftlich beantragen, dass seine Identität nicht bekanntgegeben wird.

INHALT

Verfahren

Im Jahr 1994 genehmigte die Kommission der Mines de Potasse
et Alsace (MDPA) über die staatliche Gesellschaft EMC gewährte
staatliche Beihilfen in Höhe von 500 Mio. FRF als vereinbar
mit dem Gemeinsamen Markt gemäß Artikel 87 Absatz 3
Buchstabe c). Die Kommission ging davon aus, dass die Beihilfe
für die zusätzlichen Sozialabgaben bestimmt waren, die der
MDPA aufgrund des ÐStatut du Mineur� (besondere Sozialabga-
ben im Bergbau) erwuchsen.

Im April 1996 genehmigte die Kommission drei neue Kapital-
erhöhungen zugunsten von EMC in Höhe von 250 Mio. FRF
jeweils für den Zeitraum 1995�1997, die von der EMC an
MDPA zu übertragen waren, nachdem sie aus den selben Grün-
den wie im Jahr 1994 zu dem Ergebnis gelangt war, dass auch
diese Zuführungen mit dem Gemeinsamen Markt gemäß Arti-
kel 87 Absatz 3 Buchstabe c) zu vereinbaren waren.

Am 7. Dezember 1998 meldeten die französischen Behörden
drei weitere Kapitalerhöhungen von 275 Mio. FRF
(42 Mio. EUR) an, die vom französischen Staat der EMC je-
weils in den Jahren 1998 bis 2000 zu gewähren und von der
EMC an die MDPA zu übertragen waren, um deren Sozialabga-
ben aufgrund des ÐStatut du Mineur� zu bestreiten.

Die Kommission ersuchte die französischen Behörden mit
Schreiben vom 16. Dezember 1998, 8. Februar, 29. März, 5.
Juli und 18. November 1999 um zusätzliche Auskünfte, die am
22. Januar, 19. März, 29. Juni und 28. Oktober 1999 erteilt
wurden.

Mit Schreiben vom 29. März 1999 teilte die Kommission den
französischen Behörden mit, dass sie nach einer ersten Aus-
wertung zu dem Ergebnis gelangt war, dass der in dem Zeit-
raum 1995�1997 der MDPA gewährte Beihilfebetrag den mit
Entscheidung vom April 1996 genehmigten Betrag übertroffen
hatte. Die MDPA hatte zusätzlich zu den von der Kommission
genehmigten Beihilfen Gelder von rund 1,28 Mrd. FRF aus den
Eigenmitteln der EMC erhalten.

Mit Schreiben vom 29. Juni widersprachen die französischen
Behörden der Auffassung der Kommission mit der Begründung,
dass die der MDPA von der EMC gewährten Mittel keine staat-
lichen Beihilfen seien. Hierbei habe es sich um Erträge aus den
Geschäftstätigkeiten der EMC und deshalb nicht um staatliche
Mittel gehandelt.

Nach einer Zusammenkunft am 16. Dezember 1999 haben die
französischen Behörden mit Schreiben vom 14. März 2000 die
angeforderten Informationen vorgelegt und der Kommission
mitgeteilt, dass ein Teil der angemeldeten Beihilfen dem Unter-
nehmen bereits gewährt worden seien. Mit Schreiben vom 10.
April 2000 teilte die Kommission den französischen Behörden
mit, dass die vor ihrer endgültigen Entscheidung gewährten
Beihilfen als nicht angemeldet und damit unrechtmäßig anzu-
sehen sind.

Die Beihilfemaßnahmen

Die Mines de Potasse et Alsace ist ein Bergbauunternehmen,
das im Elsass Kali fördert. Sie wird zu 100 % von dem staat-
lichen Unternehmen EMC kontrolliert, das in folgenden vier
Bereichen tätig ist: Chemikalien, Tiernahrung, Umweltschutz
und Abfallverwertung sowie, mit den Gesellschaften SCPA
und MDPA, Kali.
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Seit Ende der 80er Jahre hatte die SociØtØ Commerciale de
Potasse et Alsace mit Umsatzrückgängen und steigenden Ver-
lusten infolge der weltweiten Rezession auf dem Kalimarkt zu
kämpfen. Zwischen 1984 und 1994 ging ihre Produktion um
35 % zurück, und trotz des Abbaus der Beschäftigten nahmen
die Verluste des Unternehmens ständig zu.

Im Jahr 1994 beschloss MDPA, seine sämtlichen Förderstand-
orte stillzulegen. Im Jahr 1997 handelte sie mit der Bergbau-
gewerkschaft einen Plan über die Schließung ihrer Werke bis
zum Jahr 2004 mit allmählichem Abbau des Produktions-
umfangs aus. Zu jener Zeit waren bei MDPA 2 675 Personen
beschäftigt und betrug ihr Anteil am europäischen Markt 13 %.

Die Kommission hatte bereits in den Jahren 1994 und 1996
zwei Beihilfen mit der Begründung genehmigt, dass diese der
Bestreitung zusätzlicher Sozialaufwendungen der MDPA im
Rahmen des Ðstatut du mineur� dienten.

Zu den im Jahr 1998 angemeldeten neuen Beihilfen teilten die
französischen Behörden mit, dass die der MDPA in dem von
der Anmeldung erfassten Zeitraum gewährten Mittel höher
waren als die angemeldeten Beihilfen, und dass die MDPA in
dem Zeitraum 1995 bis 1997 Mittel in einem Umfang erhalten
hatte, der größer war als der von der Kommission in ihrer
Entscheidung des Jahres 1996 genehmigten Betrag. Insgesamt
wurden der MDPA in dem Zeitraum 1995 bis 2000 folgende
staatliche Beihilfen gewährt:

(in Mio. FRF)

1995 1996 1997 1998 1999 2000

Von der Kommission mit
Entscheidung im Jahr
1996 genehmigte Beihil-
fen 250 250 250

1998 bis 2000 ange-
meldete Beihilfen 275 275 275

Gesamtbetrag der MDPA
gewährten Mittel 550 640 840 770 550 500

Unrechtmäßige Beihilfen 300 390 590 495 275 225

Der Umfang der ohne Zustimmung der Kommission der MDPA
in dem Zeitraum 1995 bis 1997 zusätzlich gewährten Mittel ist
mit 1,28 Mrd. FRF (195 Mio. EUR) anzusetzen. Die für den
Zeitraum 1998 bis 2000 angemeldeten Maßnahmen stellen
lediglich einen kleinen Teil des tatsächlichen Betrages der an
MDPA überwiesenen Mittel dar. Wie von den französischen
Behörden bestätigt hat EMC der MDPA in den Jahren 1998
und 1999 Mittel eines Umfangs von 1,32 Mrd. FRF ohne vor-
herige Zustimmung der Kommission gewährt. Auch für das
Jahr 2000 gehen die fransösischen Behörden davon aus, dass
der tatsächliche Umfang der an MDPA übertragenen Gelder den
angemeldenten Betrag übersteigen wird.

Bewertung

Sowohl die angemeldeten Beihilfen als auch die der MDPA
durch die EMC aus eigenen Mitteln gewährten und nicht ange-
meldeten Zuweisungen stellen staatliche Beihilfen dar. Auch
Letztere wurden aus staatlichen Mitteln gewährt, da die EMC
zu 100 % vom Staat kontrolliert wird. Außerdem wurden sie
nicht im Einklang mit dem Grundsatz eines marktwirtschaftli-
chen Investors gewährt und sind geeignet, den Handel zwi-
schen Mitgliedstaaten zu verfälschen.

Unter diesen Umständen kann die Vereinbarkeit dieser Maß-
nahmen nur gemäß Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c) ermittelt
werden.

Im jetzigen Stadium hegt die Kommission jedoch Zweifel, ob
diese Maßnahmen für eine Freistellung als Umstrukturierungs-
beihilfen in Betracht kommen, da sie nicht auf die Wiederher-
stellung der langfristigen Rentabilität der MDPA abzielen. Das
Unternehmen wird nämlich bis zum Jahr 2004 stillgelegt und
hat bis zu jenem Zeitpunkt keinerlei Aussichten auf Wieder-
erlangung der Rentabilität.

In ihrer Entscheidung von 1996, keine Einwendungen zu erhe-
ben, ging die Kommission davon aus, dass mit den Beihilfen die
MDPA für bereits getätigte Sozialabgaben in einer Weise ent-
schädigt wird, bei der sowohl soziale als auch Umwelterwägun-
gen zum Tragen kommen. Da die Beihilfen die endgültige
Schließung der Förderstandorte erleichtern, kann man sie als
einen Beitrag zur wirtschaftlichen Entwicklung dieses Wirt-
schaftszweiges ansehen.

Die Kommission stellte dabei fest, dass MDPA zusätzliche So-
zialabgaben aufgrund des Ðstatut du mineur� aufzuwenden hat-
te, die ungefähr dem Betrag der gewährten Beihilfen entspra-
chen. Hieraus schloss die Kommission, dass die angemeldeten
Beihilfen als Ausgleich für diese zusätzlichen Sozialabgaben
bestimmt waren und deshalb keine Förderung der Wirtschafts-
tätigkeiten der MDPA darstellten.

Auf Anforderung der Kommission haben die französischen Be-
hörden jedoch klargestellt, dass seit 1998 der überwiegende Teil
der Sozialabgaben nicht mehr von der MDPA getragen wurde,
sondern vielmehr direkt von der EMC. Die MDPA hatte im Jahr
1997 nur einen Betrag von 51 Mio. FRF, im Jahr 1998 von
36 Mio. FRF, im Jahr 1998 von 36 Mio. FRF, im Jahr 1999
von 16 Mio. FRF und im Jahr 2000 von 13 Mio. FRF auf-
zuwenden, da der Hauptbetrag von der EMC gezahlt wurde.

Die Kommission bezweifelt somit, dass die für ihre voran-
gehenden Entscheidungen maßgeblichen Erwägungen weiterhin
gelten, da die angemeldeten Maßnahmen sowie die vom fran-
zösischen Staat über die EMC der MDPA in dem Zeitraum
1995�1997 zusätzlich gewährten Beträge offenbar nicht
dazu bestimmt sind, zusätzliche Sozialaufwendungen auszuglei-
chen.

Die französischen Behörden haben den Umfang der von MDPA
für die Neubeschäftigung und die Umweltsicherung der still-
zulegenden Förderanlagen aufzuwendenden Kosten für das
Jahr 1996 mit 66 Mio. FRF, das Jahr 1997 mit 135 Mio. FRF,
das Jahr 1998 mit 57 Mio. FRF, das Jahr 1999 mit
77 Mio. FRF und das Jahr 2000 mit 84 Mio. FRF angegeben.
Die Kommission geht bisher davon aus, dass Beihilfen zur
Bestreitung dieser Aufwendungen grundsätzlich als vereinbar
mit dem Gemeinsamen Markt angesehen werden können. Die
von den französischen Behörden vorgelegten Auskünfte sind
jedoch unzureichend, um eine Vereinbarkeit ermitteln zu kön-
nen. Außerdem stellen diese Umweltschutzaufwendungen nur
einen kleinen Teil der zu bewertenden Beihilfen dar.

Aus diesen Gründen hat die Kommission beschlossen, ein Ver-
fahren nach Artikel 88 Absatz 2 in Bezug auf die in diesem
Beschluss beschriebenen Maßnahmen zugunsten von MDPA zu
eröffnen.
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TEXT DES BRIEFES

ÐLa Commission souhaite informer la France qu’aprŁs avoir
examinØ les informations transmises par les autoritØs françaises
à propos des mesures d’aide mentionnØes ci-dessus, elle a
dØcidØ d’engager la procØdure prØvue à l’article 88, paragraphe
2, du traitØ CE.

PROCÉDURE

1. Le 31 janvier 1994, les autoritØs françaises ont notifiØ une
augmentation de capital de 500 millions de francs français
qui devait Œtre accordØe par l’État à la sociØtØ Entreprises
miniŁres et chimiques SA (ci-aprŁs dØnommØe «EMC») et
transfØrØe ensuite de celle-ci à la sociØtØ Mines de potasse
d’Alsace (ci-aprŁs dØnommØe «MDPA»).

2. Le 11 avril 1994, la Commission a dØcidØ de ne pas
soulever d’objections («dØcision de 1994») à l’encontre de
cette mesure d’aide en faveur de MDPA, dans la mesure oø
elle la considØrait comme compatible le marchØ commun
en vertu de l’article 87, paragraphe 3, point c). La Commis-
sion estimait que cette aide Øtait destinØe à couvrir les
coßts sociaux supplØmentaires liØs au «statut du mineur»
(dØcret 46/1438 du 14 juin 1946 et arrŒtØ du 1er juin
1963), y compris des coßts de «chauffage, logement,
indemnitØs de raccordement et indemnitØs de dØpart».
Ces obligations viennent s’ajouter aux charges sociales
normales imposØes par la lØgislation gØnØrale sur les entre-
prises en ce qui concerne leurs salariØs, et elles sont parti-
culiŁres au secteur minier.

3. Une communication relative à cette dØcision a ØtØ publiØe
au Journal officiel des CommunautØs europØennes (1). Le 8
septembre 1994, les autoritØs françaises ont confirmØ
que le transfert de l’aide d’EMC à MDPA avait bien eu lieu.

4. Le 29 dØcembre 1995, les autoritØs françaises ont notifiØ
un deuxiŁme train de mesures similaires, comportant trois
augmentations de capital d’un montant de 250 millions de
francs français chacune, qui devaient Œtre accordØes par
l’État à EMC au cours de la pØriode 1995-1997 et trans-
mises ensuite selon les mŒmes modalitØs à MDPA. Elles
avaient pour l’objectif de couvrir les coßts sociaux supplØ-
mentaires relatifs aux mineurs pour la pØriode 1995-1997.

5. En rØponse à une demande de la Commission, les autoritØs
françaises ont transmis, par lettre du 19 fØvrier 1996, des
informations supplØmentaires, comprenant notamment la
description des modalitØs techniques du transfert des fonds
d’EMC vers MDPA. Elles prØcisaient notamment que MDPA
devait enregistrer des pertes de l’ordre de 600 millions de
francs français. Afin de rØtablir la santØ financiŁre de
MDPA, EMC devrait souscrire une augmentation de
capital en faveur de celle-ci d’environ 550 millions de
francs français. Les autoritØs françaises prØcisaient que
des pertes d’une envergure similaire Øtaient prØvues pour
1996 et 1997, et qu’EMC Øtait censØe souscrire de
nouvelles augmentations de capital pour ces annØes, en

ayant recours à la fois aux ressources publiques notifiØes
et à ses propres ressources.

6. Le 30 avril 1996, la Commission a dØcidØ de ne pas
soulever d’objections à l’encontre des augmentations de
capital notifiØes en faveur d’EMC, soit 750 millions de
francs français au cours de la pØriode 1995-1997, dans la
mesure oø elle les jugeait compatibles avec le marchØ
commun en vertu de l’article 87, paragraphe 3, point c)
(«dØcision de 1996»). Une communication relative à cette
dØcision a ØtØ publiØe au Journal officiel des CommunautØs
europØennes (2). Dans sa dØcision, la Commission ne prenait
pas position sur les augmentations de capital censØes Œtre
accordØes par EMC à MDPA.

7. Le 7 dØcembre 1998, les autoritØs françaises ont notifiØ
trois nouvelles augmentations de capital, de 275 millions
de francs français (42 millions d’euros) chacune, qui
devaient Œtre accordØes par l’État à EMC en 1998, 1999
et 2000, puis Œtre transfØrØes d’EMC vers MDPA, afin de
couvrir les coßts sociaux liØs aux dØparts en retraite de
mineurs ainsi que le redØploiement Øconomique et les
problŁmes environnementaux de la rØgion concernØe
(ci-aprŁs dØnommØes «les mesures notifiØes»).

8. La Commission a demandØ un complØment d’information
par lettre du 16 dØcembre 1998, à laquelle les autoritØs
françaises ont rØpondu le 22 janvier 1999. La Commission
a demandØ des informations complØmentaires les 8 fØvrier,
29 mars et 5 juillet 1999. Les autoritØs françaises lui ont
rØpondu les 19 mars, 29 juin et 28 octobre 1999. La
Commission a posØ quelques questions complØmentaires
le 18 novembre 1999.

9. Dans sa lettre du 29 mars 1999, la Commission a fait
savoir aux autoritØs françaises que, sur la base de son
apprØciation prØliminaire, elle estimait que le montant
des aides accordØes à MDPA en 1995-1997 excØdait celui
qu’elle avait autorisØ dans sa dØcision. En effet, MDPA a
reçu, outre le montant approuvØ par la Commission,
environ 1 280 millions de francs français provenant des
ressources internes de EMC.

10. Dans une lettre du 29 juin, les autoritØs françaises ont
contestØ l’opinion de la Commission, estimant que les
ressources accordØes par EMC à MDPA ne constituaient
pas des aides d’État. D’aprŁs elles, ces ressources devaient
Œtre considØrØes comme des recettes provenant des acti-
vitØs d’EMC, ne comportant aucune ressource d’État.

11. Au cours d’une rØunion avec les autoritØs françaises, le 16
dØcembre 1999, la Commission a demandØ des informa-
tions complØmentaires concernant le montant total des
aides accordØes à MDPA et le montant des coßts sociaux
et environnementaux que devait supporter l’entreprise.

12. Par lettre du 14 mars 2000, les autoritØs françaises ont
fourni les informations demandØes et informØ la Commis-
sion qu’une partie des mesures notifiØes avaient dØjà ØtØ
accordØes à l’entreprise.
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13. Par lettre du 10 avril 2000, la Commission a informØ les
autoritØs françaises qu’une partie des aides notifiØes ayant
ØtØ accordØes avant qu’elle ne rende une dØcision finale,
celles-ci devaient Œtre considØrØes comme non notifiØes et
illØgales.

DESCRIPTION DES MESURES

14. MDPA est une sociØtØ miniŁre qui produit de la potasse en
Alsace. Elle est contrôlØe à 100 % par EMC.

15. EMC, quant à elle, est une sociØtØ dØtenue à 100 % par
l’État, spØcialisØe dans quatre activitØs principales: les
produits chimiques, les aliments pour animaux, l’environ-
nement et le retraitement des dØchets ainsi que la potasse
(SCPA et MDPA). En 1997, le chiffre d’affaires d’EMC s’Øtait
ØlevØ à 19 841 millions de francs, avec un bØnØfice net de
569 millions de francs français (2,9 %). En 1998, elle a
rØalisØ un chiffre d’affaires de 19 503 millions de francs
français et enregistrØ une perte nette de 541 millions de
francs français.

16. Depuis la fin de la derniŁre dØcennie, MDPA est confrontØe
à un chiffre d’affaires en baisse et à des pertes en augmen-
tation.

Tableau 1: DonnØes Øconomiques de MDPA, 1991-1997 (en
millions de francs français)

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997

Recettes 1 319 1 196 1 202 1 142 n.d. n.d. 808

Profits (pertes) (321) (411) (343) (287) (708)

Source: Bilans de MDPA.

17. La chute des ventes est due au dØclin du marchØ de la
potasse. Dans ce contexte, la production de MDPA a
diminuØ de 35 % entre 1984 et 1994, et les pertes de la
sociØtØ ont augmentØ en dØpit de rØductions d’effectifs et
d’un accroissement de la productivitØ.

18. En 1994, MDPA a dØcidØ de fermer tous ses sites de
production. AprŁs de longues nØgociations avec les syndi-
cats de mineurs, la sociØtØ a acceptØ de fermer les usines
d’ici à 2004, tout en rØduisant progressivement la produc-
tion de 1997 à 2004. Le plan de fermeture a ØtØ signØ par
MDPA et les syndicats en 1997. À cette Øpoque, MDPA
comptait 2 675 salariØs et dØtenait une part du marchØ
europØen d’environ 13 %.

19. Ainsi qu’il a ØtØ dit ci-dessus, la Commission avait
approuvØ deux mesures d’aides antØrieures, notifiØes par
les autoritØs françaises, parce que ces aides Øtaient desti-
nØes à couvrir les coßts sociaux supplØmentaires supportØs
par MDPA du fait du «statut du mineur». En ce qui
concerne sa dØcision de 1994, la Commission avait notØ
que les coßts sociaux supplØmentaires supportØs par
MDPA s’Øtaient ØlevØs à 144 millions de francs français
en 1990, 145 millions en 1991, 150 millions en 1992 et
141 millions en 1993, ce qui faisait au total 580 millions
de francs français sur l’ensemble de la pØriode considØrØe.

20. La Commission avait donc estimØ que les mesures d’aide
notifiØes à cette Øpoque par les autoritØs françaises
compensaient les coßts sociaux supplØmentaires imposØs
à MDPA et n’Øtaient pas de nature à favoriser celle-ci
dans son activitØ Øconomique.

21. La Commission Øtait parvenue aux mŒmes conclusions à
propos des mesures d’aide notifiØes par les autoritØs fran-
çaises fin 1995, qui couvraient la pØriode 1995-1997, et
elle les avaient approuvØes en 1996.

22. En ce qui concerne les mesures notifiØes en 1998, les
autoritØs françaises ont fait savoir par lettre du 27
octobre 1999, en rØponse à une demande de la Commis-
sion, que le montant total des ressources qui devaient Œtre
transfØrØes à MDPA au cours de la pØriode citØe dans la
notification, Øtait supØrieur au montant notifiØ. Elles ont
Øgalement confirmØ que, au cours de la pØriode
1995-1997, MDPA avait reçu des ressources plus impor-
tantes que le montant autorisØ par la Commission dans sa
dØcision de 1996.

23. Dans cette mŒme lettre, les autoritØs françaises prØcisaient
que les capitaux � dont la mesure notifiØe faisait partie �
qui devaient Œtre apportØs par EMC en 1998, avaient dØjà
ØtØ transfØrØs à MDPA.

24. Globalement, l’État a accordØ à MDPA, soit par transfert
direct à celle-ci ou en utilisant des ressources d’EMC, un
montant plus ØlevØ que celui qui avait ØtØ approuvØ par la
Commission pour la pØriode 1995-1997 et que celui qui
avait ØtØ initialement notifiØ pour la pØriode 1998-2000.
Le tableau 2 reproduit ci-dessous indique le montant des
ressources transfØrØes ainsi que celui des ressources
approuvØes ou notifiØes.

Tableau 2: Ressources accordØes à MDPA, 1995-2000 (en
millions de francs français)

1995 1996 1997 1998 1999 2000

ApprouvØes par la
Commission dans
sa dØcision de 1996 250 250 250

Mesures notifiØes
1998-2000 275 275 275

Montant total
transfØrØ à MDPA 550 640 840 770 (1) 550 (1) 500 (2)

DiffØrence 300 390 590 495 275 225

Notes:

(1) Aides dØjà accordØes à MDPA, sans attendre la dØcision de la Commis-
sion.

(2) Estimation.

25. Ainsi qu’il ressort du tableau ci-dessus, la France a trans-
fØrØ à MDPA un montant de ressources sensiblement supØ-
rieur à celui qui avait ØtØ approuvØ par la Commission
dans sa dØcision de 1996. Globalement, le montant des
ressources supplØmentaires accordØes par MDPA au cours
de la pØriode 1995-1997, qui est celle couverte par la
dØcision de 1996, et ce sans l’accord prØalable de la
Commission, peut Œtre estimØ à 1 280 millions de francs
français (195 millions d’euros).
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26. En ce qui concerne les mesures notifiØes pour la pØriode
1998-2000, on constate que celles-ci ne constituent qu’une
part infirme du montant rØel des ressources financiŁres
transfØrØes à MDPA. Ainsi que les autoritØs françaises
l’ont confirmØ, EMC avait dØjà accordØ à MDPA 1 320
millions de francs français en 1998 et 1999, sans attendre
d’avoir reçu l’accord de la Commission. Pour 2000 Øgale-
ment, les autoritØs françaises estiment que le montant des
ressources qui seront effectivement transfØrØes à MDPA
sera plus ØlevØ que celui qui a ØtØ notifiØ.

27. En ce qui concerne ces mesures «supplØmentaires» �
c’est-à-dire les mesures octroyØes en plus de celles qui
avaient ØtØ approuvØes par la Commission pour la
pØriode 1995-1997 et en plus de celles qui avaient ØtØ
notifiØes pour la pØriode 1998-2000 �, les autoritØs fran-
çaises affirment qu’elles ne constituent pas des aides d’État,
dans la mesure oø elles n’ont pas ØtØ octroyØes par l’État,
mais par EMC, à partir de ses propres ressources internes.

APPRÉCIATION DES MESURES D’AIDE D’ÉTAT

28. Afin de dØterminer si les relations financiŁres entre l’État et
les entreprises publiques peuvent Œtre considØrØes comme
des aides au sens de l’article 87, la Commission dØtermine
si les aides sont accordØes par l’État ou au moyen de
ressources d’État, si elles faussent on menacent de fausser
la concurrence en favorisant certaines entreprises et si elles
affectent les Øchanges entre États membres.

29. Dans le cas en cause, il s’agissait d’Øtablir si les fonds
octroyØs à MDPA, soit par l’État, soit par EMC au moyen
de ses ressources propres:

� Øtaient de l’argent public,

� faussaient ou menaçaient de fausser la concurrence en
favorisant le bØnØficiaire,

� Øtaient susceptibles d’affecter les Øchanges intracommu-
nautaires.

PrØsence de ressources d’État

30. Les fonds notifiØs pour la pØriode 1998-2000, comme
ceux approuvØs par la Commission dans sa dØcision de
1996, sont directement versØs par l’État à EMC et trans-
fØrØs par cette derniŁre à MDPA. Il est donc Øvident qu’il
s’agit de ressources d’État. Cela est d’ailleurs confirmØ par
le fait que les autoritØs françaises ont notifiØ ces mesures
dans le cadre de la procØdure mentionnØe à l’article 8,
paragraphe 3.

31. En ce qui concerne les fonds accordØs par EMC à partir de
ses propres ressources internes, les autoritØs françaises,
ainsi qu’il a dØjà ØtØ dit, affirment qu’ils ne peuvent Œtre
considØrØs comme des aides d’État, puisqu’ils ne provien-
nent pas du budget de l’État. Or, la Commission considŁre
que cet argument n’est pas recevable.

32. Tout d’abord, la Commission note que MDPA est dØtenue à
100 % par EMC, qui est elle-mŒme une sociØtØ dØtenue à
100 % par l’État. Dans des cas de ce type, conformØment à
un arrŒt de la Cour de justice, «pour dØterminer si une aide
peut Œtre qualifiØe d’aide Øtatique au sens de l’article 92,

paragraphe 1, (dØsormais article 87) du traitØ, il n’y pas
lieu de distinguer entre les cas oø l’aide est accordØe direc-
tement par l’État et ceux oø l’aide est accordØe par des
organismes publics ou privØs que l’État institue ou
dØsigne en vue de gØrer l’aide» (3).

33. Or, dans le cas prØsent, ainsi qu’il a ØtØ dit, le capital
d’EMC est dØtenu entiŁrement par l’État. Son organe de
gestion est nommØ par l’assemblØe gØnØrale des action-
naires, dont le seul membre est en fait l’État. ConformØ-
ment à la jurisprudence de la Cour de justice, toutes les
ressources accordØes par EMC à ses filiales doivent Œtre
considØrØes, aux fins de l’apprØciation des aides d’État,
comme des ressources d’État.

34. En outre, tout rendement plus faible des investissements
d’EMC se traduira en dØfinitive par un rendement plus
faible pour l’actionnaire d’EMC, c’est-à-dire l’État. Dans la
pratique, en permettant à EMC d’octroyer des fonds à une
entreprise non rentable, l’État renonce à un rendement
plus ØlevØ et, par consØquent, à des ressources potentielles.

35. C’est pourquoi, bien que les fonds octroyØs à MDPA par
EMC ne proviennent pas directement du budget de l’État, il
s’agit nØanmoins de ressources publiques.

Octroi d’un avantage Øconomique

36. La Commission estime que toute mesure financiŁre
accordØe par l’État à une entreprise et qui, sous l’une ou
l’autre forme, rØduit les charges grevant normalement les
comptes de cette entreprise, doit Œtre considØrØe comme
une aide d’État au sens de l’article 87.

37. En ce qui concerne les augmentations de capital, si elles
sont accordØes à des conditions autres que celles rØpon-
dant au principe de l’investisseur dans une Øconomie de
marchØ, elles sont de nature à procurer un avantage
Øconomique au bØnØficiaire. En effet, celui-ci peut utiliser
ces ressources pour financer ses dØpenses et ses investisse-
ments sans avoir à demander de prŒts à des institutions
financiŁres ni à rØmunØrer de façon appropriØe les
ressources reçues.

38. Afin de dØterminer si des augmentations de capital ont ØtØ
octroyØes dans des conditions normales de marchØ, il est
nØcessaire d’analyser les rØsultats Øconomiques rØalisØs par
le bØnØficiaire au cours de la pØriode prØcØdant l’octroi de
la mesure, ainsi que ses perspectives financiŁres estimØes
sur la base d’une prØvision de marchØ. Dans le cas en
cause, le tableau 1 montre les rØsultats Øconomiques de
MDPA au cours de la pØriode qui a prØcØdØ et suivi l’octroi
des aides.

39. Ainsi qu’il ressort des donnØes figurant au tableau 1,
MDPA n’Øtait plus rentable depuis longtemps. Compte
tenu des rØsultats Øconomiques passØs de l’entreprise, le
gouvernement français ne pouvait espØrer un taux de
rendement raisonnable de ses investissements. Il ne
pouvait pas non plus l’espØrer sur la base de l’estimation
des futures performances de la sociØtØ ni des prØvisions de
marchØ. De fait, MDPA elle-mŒme a nØgociØ avec les syndi-
cats un plan de fermeture de son activitØ miniŁre, qu’elle
ne pouvait faire revenir à la rentabilitØ.
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40. Il est clair que, dans une telle situation, aucun investisseur
privØ n’aurait apportØ de fonds à MDPA, dont les pers-
pectives Øtaient telles que mŒme le plus petit rendement
ne pouvait Œtre escomptØ. En ce sens, les fonds octroyØs
par l’État à MDPA ne l’ont pas ØtØ conformØment au prin-
cipe de l’investisseur privØ opØrant dans une Øconomie de
marchØ.

41. La Commission considŁre donc que les augmentations de
capital accordØes par l’État à MDPA, soit directement, soit
par l’intermØdiaire d’EMC, au cours de la pØriode
1995-2000, ont procurØ au bØnØficiaire un avantage
Øconomique susceptible de constituer une aide d’État au
sens de l’article 87 du traitØ.

Distorsion de la concurrence et des Øchanges entre États
membres

42. La troisiŁme condition qui doit Œtre remplie pour que des
mesures d’aides d’État tombent sous le coup des disposi-
tions de l’article 87 est qu’elles doivent avoir un effet rØel
ou potentiel sur la concurrence et les Øchanges entre États
membres.

43. Dans le cas en cause, MDPA a produit prŁs de 3 millions
de tonnes de potasse en 1999, à partir desquelles environ
336 000 tonnes de matiŁres commercialisables ont pu Œtre
produites. Bien que cela reprØsente une rØduction sensible
par rapport aux 5,7 millions de tonnes de potasse
(751 000 tonnes de matiŁres commercialisables) produites
par MDPA en 1996, ces quantitØs constituent toujours une
part non nØgligeable du marchØ europØen.

44. En 1998, conformØment aux chiffres fournis par les auto-
ritØs françaises, MDPA reprØsentait environ 7 % de la
production europØenne de potasse et couvrait environ
25 % de la consommation française.

45. Il est Øvident que toute mesure procurant un avantage
Øconomique à MDPA et lui permettant de continuer à
produire dans des conditions non rentables a un effet
direct sur les autres producteurs de potasse de l’Union
europØenne, qui opŁrent essentiellement en Allemagne,
en Espagne et au Royaume-Uni. Bien que MDPA ait
rØduit sa production au cours des annØes passØes, la pour-
suite de ses activitØs, en dØpit de sa mauvaise situation
Øconomique, a rØduit le marchØ dont peuvent disposer
les autres producteurs qui n’ont pas bØnØficiØ des mŒmes
mesures d’aide.

46. Étant donnØ que ces mesures comprennent des ressources
d’État et ont procurØ un avantage Øconomique à MDPA,
susceptible de fausser la concurrence et d’affecter les
Øchanges entre États membres, la Commission considŁre,
au stade actuel de l’analyse de l’affaire, qu’elles constituent
des aides d’État au sens de l’article 87, paragraphe 1.

47. De mŒme, une partie de ces aides ayant ØtØ accordØes sans
l’autorisation prØalable de la Commission, elles doivent Œtre
considØrØes comme illØgales.

CompatibilitØ avec le marchØ commun

48. AprŁs avoir dØterminØ si les mesures en cause constituent
des aides d’État au sens de l’article 87, paragraphe 1, la

Commission doit apprØcier si elles peuvent Œtre dØclarØes
compatibles avec le marchØ commun, conformØment aux
dispositions de l’article 87, paragraphes 2 et 3.

49. Les dispositions de l’article 87, paragraphe 2, peuvent Œtre
exclues, dans la mesure oø les aides n’ont pas ØtØ accordØes
à des consommateurs individuels et qu’elles ne sont pas
non plus destinØes à remØdier à des dommages causØs par
des calamitØs naturelles.

50. En ce qui concerne les dispositions de l’article 87, para-
graphe 3, points a) et b), les aides ne semblent pas desti-
nØes à favoriser le dØveloppement Øconomique de rØgions
spØcifiques, dans la mesure oø elles ne sont pas destinØes à
des investissements particuliers, mais simplement au main-
tien en activitØ de MDPA pendant quelques annØes, malgrØ
ses pertes. L’aide n’est pas non plus destinØe à remØdier à
une perturbation grave de l’Øconomie d’un État membres.
Compte tenu de la nature des activitØs de MDPA, une
dØrogation au titre de l’article 87, paragraphe 3, point d),
peut Œtre exclue.

51. En conclusion, les mesures d’aide en cause ne peuvent
bØnØficier que de la dØrogation prØvue à l’article 87, para-
graphe 3, point c).

52. Toutefois, en l’Øtat actuel des choses, la Commission doute
que les mesures en cause dans la prØsente dØcision puissent
bØnØficier de cette dØrogation, dans la mesure oø elles ne
sont pas destinØes à rØtablir la rentabilitØ de MDPA. En
effet, la sociØtØ sera fermØe d’ici à 2004 et, jusqu’à cette
date, elle n’a aucune perspective de rentabilitØ. De ce fait,
la Commission doute que l’article 87, paragraphe 3, point
c), dans la mesure oø il concerne les aides à la restruc-
turation, soit applicable.

53. Dans sa dØcision de 1996 de ne pas soulever d’objections,
la Commission avait estimØ que les «aides remboursaient à
MDPA des coßts sociaux qu’elle avait dØjà supportØs et lui
permettaient ainsi de consacrer ses propres ressources à la
poursuite de la rØduction mØthodique de la production
dans ses mines de potasse, en tenant compte de considØ-
rations tout autant sociales qu’environnementales. Les aides
favorisant ainsi la fermeture dØfinitive des mines, elles
pouvaient Œtre considØrØes comme facilitant le dØveloppe-
ment Øconomique du secteur».

54. La Commission notait en particulier que MDPA devait
supporter des coßts supplØmentaires liØs au «statut du
mineur», qui reprØsentaient à peu prŁs le mŒme montant
que l’aide accordØe par l’État. La Commission en avait donc
conclu que l’aide notifiØe Øtait destinØe à rembourser ces
coßts sociaux supplØmentaires et à remettre MDPA dans la
situation Øconomique oø elle se serait trouvØe si elle n’avait
pas eu à supporter les coßts en question. Le montant de
l’aide Øtant Øgal aux coßts sociaux, la Commission en avait
conclu que l’aide n’Øtait pas de nature à favoriser MDPA
dans ses activitØs Øconomiques.

55. Toutefois, les autoritØs françaises ont prØcisØ, à la demande
de la Commission, que depuis 1998, ces coßts sociaux
supplØmentaires ne sont plus supportØs par MDPA, mais
sont payØs directement par EMC. Seule une infime partie
est encore directement facturØe à MDPA, ainsi qu’il ressort
du tableau 3.
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Tableau 3: Charges sociales supplØmentaires de MDPA (en
millions de francs)

1996 1997 1998 1999 2000

Charges sociales supplØmen-
taires totales, dont: 123 171 153 139 131

payØes par MDPA 123 51 36 16 13

payØes directement par EMC � 120 117 123 118

Source: AutoritØs françaises, lettre du 22 janvier 1999.

56. La Commission doute que le raisonnement suivi dans ses
dØcisions antØrieures puisse Œtre reproduit dans le cas
prØsent, du fait que les mesures notifiØes, ainsi que le
montant supplØmentaire accordØ par l’État à MDPA, par
l’intermØdiaire d’EMC, au cours de la pØriode 1995-1997,
ne semblent pas destinØs à compenser ces charges sociales.

57. C’est pourquoi, en l’Øtat actuel des choses, la Commission
doute que les mesures d’aide en cause puissent Œtre consi-
dØrØes comme compatibles en vertu de l’article 87, para-
graphe 3, point c), au motif qu’elles couvrent les charges
sociales supplØmentaires imposØes à MDPA.

58. Alors que l’apprØciation Øtait en cours, les autoritØs fran-
çaises ont Øgalement fourni une estimation des coßts envi-
ronnementaux que devra supporter MDPA pour le redØ-
ploiement et la sØcurisation des mines fermØes. Ces coßts
figurent au tableau 4 ci-dessous.

Tableau 4: Coßts environnementaux supportØs par MDPA (en
millions de francs)

1996 1997 1998 1999
(est.)

2000
(est.)

Coßts environnementaux 66 135 57 77 84

Source: AutoritØs françaises, lettre du 14 mars 2000.

59. En l’Øtat actuel des choses, la Commission considŁre que
les aides destinØes à la couverture de ces coßts pourraient
en principe Œtre jugØes compatibles avec le marchØ
commun. Toutefois, les informations fournies par les auto-
ritØs françaises ne sont pas suffisantes pour Øtablir cette
compatibilitØ. En outre, celle-ci ne pourra Œtre apprØciØe
que pour les aides directement destinØes à couvrir les coßts
environnementaux mentionnØs ci-dessus, qui pourraient ne
reprØsenter qu’une partie infime des mesures d’aide en
cours d’examen.

60. Pour les raisons ØvoquØes ci-dessus, la Commission a
dØcidØ d’ouvrir la procØdure prØvue à l’article 88, para-
graphe 2, à l’encontre des mesures en faveur de MDPA
analysØes dans la prØsente dØcision.

61. Compte tenu de ce qui prØcŁde, la Commission, agissant
dans le cadre de la procØdure dØfinie à l’article 88, para-
graphe 2, demande à la France de lui soumettre ses obser-
vations et de lui fournir toutes les informations suscepti-
bles de l’aider à Øvaluer les mesures d’aide en cause dans la
prØsente dØcision, dans un dØlai d’un mois à compter de la
date de rØception de la prØsente lettre.

62. Elle demande Øgalement aux autoritØs françaises de trans-
mettre sans dØlai une copie de la prØsente à MDPA.

63. La Commission rappelle à la France que l’article 88, para-
graphe 3, a un effet suspensif et attire son attention sur la
lettre envoyØe à l’ensemble des États membres, le 22 fØvrier
1995, rappelant que toute aide octroyØe illØgalement doit
Œtre restituØe par son bØnØficiaire, conformØment aux
procØdures prØvues par le droit national. Les montants
ainsi restituØs seront porteurs d’intØrŒts calculØs sur la
base du taux de rØfØrence utilisØ pour le calcul de l’Øqui-
valent-subvention pour les aides à finalitØ rØgionale et
courants à compter de la date d’octroi de l’aide jusqu’à la
date de sa restitution effective.�
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